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01.03.03
Landtag Nordrhein-Westfalen

Petitionsausschuß

Postfach 101143

40002 Düsseldorf

Beeinträchtigung unserer Gesundheit, unseres Eigentums  und weiterer Rechte durch den geplanten Kohleabbau der DSK – Bergwerk West (Kamp-Lintfort) nach einer Genehmigung des Rahmenbetriebsplans durch die Bezirksregierung Arnsberg

Sehr geehrte Damen und Herren,

unter Berufung auf GG Art. 17 wenden wir, Bürgerinnen und Bürger von Rheinberg Annaberg, uns in größter Sorge um unser Eigentum, um unsere Gesundheit und vielleicht sogar um unser Leben hilfesuchend an Sie, weil wir befürchten, daß der Rahmenbetriebsplan des Bergwerkes West von der Bezirksregierung Arnsberg genehmigt wird, nachdem der Rahmenbetriebsplan Walsum schon genehmigt wurde. Die DSK läßt alle Masken fallen, wie aus der WAZ vom 21.02.03 hervorgeht: DSK-Chefmarkscheider Dr. Emanuel Grün: „Der Bergbau könne sich in seiner Abbautätigkeit nicht von Politik und Bürgern abhängig machen.“ 

Die DSK – Bergwerk West plant weiteren Steinkohleabbau unter den dichtbesiedelten niederrheinischen Wohngebieten Annaberg, Alpsray, Niersenbruch/Saalhoff und Kamp-Lintfort.

Als Bürger mit Haus- und Grundeigentum im Ortsteil Annaberg sind wir von diesen geplanten Maßnahmen direkt betroffen.

Wir haben fristgerecht schriftlich Einwendungen gegen die Genehmigung des Rahmen-betriebsplans der Deutschen Steinkohle AG, Bergwerk West, für den Zeitraum 2002 bis 2019 erhoben. Außerdem haben wir im Rahmen unserer Möglichkeiten an den Erörterungsterminen (ab 14.11.2002) in Kamp-Lintfort persönlich teilgenommen und unsere Einwendungen vorgebracht, die sich besonders auf das Schutzgut Mensch und die Hochwassergefahr beziehen. Alle unsere Bedenken wurden mit dem Hinweis auf das Bergbaugesetz abgeschmettert (s. Protokoll der Erörterung).

Dabei konnten wir leider nicht erkennen, daß die Erörterung seitens der sie leitenden Bezirks-regierung Arnsberg im gewünschten Maß neutral durchgeführt wurde. Jedenfalls sind wir und viele unserer Mitbürgerinnen und Mitbürger aus den Erörterungstagen sehr entmutigt und mit einem starken Gefühl der Ohnmacht gegenüber Bergbau und Landesregierung heraus-gekommen.
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Wir können nicht einsehen, daß die im Grundgesetz ausdrücklich geschützten Rechte (Leben und körperliche Unversehrtheit, Art. 2,2 – Unverletzlichkeit der Wohnung, Art. 13,1 – Eigentum, Art. 14,1) durch die geplanten bergbaulichen Maßnahmen stark beeinträchtigt werden dürfen, ohne daß absehbar ist, wie der Bergbau in erwünschtem Maße dafür Sorge 

tragen will, daß die befürchteten Schäden an Gesundheit und Eigentum, darüber hinaus aber auch in der gesamten Region abgewendet werden können.

Mit Art. 14,2 GG können die geplanten Abbauvorhaben auch nicht begründet werden, weil sie mit Gemeinwohl nichts mehr zu tun haben, sondern im Gegenteil das Gemeinwohl der gesamten Region und ihrer Menschen unverantwortlich aufs Spiel setzen.

Vor allem ist es uns auch aus Vernunftgründen nicht möglich, einzusehen, daß der vorgelegte Rahmenbetriebsplan in dieser Form überhaupt noch genehmigt wird, und zwar u.a. aus folgenden Gründen:

1
Der deutsche Bergbau ist seit Jahren unwirtschaftlich und wird mit enormen Milliarden-Beträgen, auch aus dem Landeshaushalt, gestützt. Es ist bekannt, daß ausländische Kohle zu Preisen von etwa einem Drittel der realen bundesdeutschen Preise pro Tonne verfügbar ist. Die von der DSK durch Abbau gewonnene Energie steht in keinem Verhältnis zu der Energie, die benötigt wird, die Pumpen für immer in Betrieb zu halten. In einer Zeit angespanntester Haushaltslage in Bund, Ländern und Kommunen muß hier umgedacht werden. Vorschläge dazu sind seit langem bekannt.

2
Der deutsche Bergbau unterliegt bereits jetzt einer relativ kurzfristigen Stillegungs-regelung. Es ist nicht einzusehen, warum dann noch unter sehr dicht besiedelten Wohngebieten neu abgebaut werden soll und damit unübersehbare und irreparable Schäden in Milliardenhöhe auf die Bürger zukommen können. Im Erörterungsverfahren war keinerlei Bereitschaft des Bergbaus zu erkennen, auf bekannte und in ihrer Struktur weniger belastete Abbaugebiete auszuweichen. 


Wir vergleichen unsere Lage mit der Kriegslage im letzten Augenblick 1945, als trotz der absehbaren Niederlage die Heimat weiter zerstört wurde und viele Soldaten unnötig ihre Gesundheit oder ihr Leben verloren. Es ist geradezu unsinnig, akzeptieren zu müssen, daß die Bürgerinnen und Bürger des Niederrheins als letzte Opfer des Auslaufmodells Kohlebergbau dienen sollen.

3
Schon jetzt sind wir Bürger der betroffenen Gebiete wesentlich geschädigt, weil unser Eigentum einen starken Wertverlust erfahren hat und, wenn überhaupt, nur noch zu stark geschmälertem Erlös verkaufbar ist.

4
Viele von uns entstammen der Vorkriegs- bzw. Kriegsgeneration. Das bedeutet in vielen Fällen, daß unsere Eltern, weil vielfach durch Krieg geschädigt, in den wenigsten Fällen auf uns etwas vererben konnten. Im Sinne der Sozialabsicherung mit den berühmten drei Säulen (staatliche Rente, betriebliche oder private Zusatzversorgung und Wohnungseigentum) haben wir uns mühsam Wohnungseigentum schaffen können, das u.a. auch in einer dann die Allgemeinheit entlastenden Form unserer privaten Altersvorsorge dienen sollte.

5
Wer wird für die entstehenden Schäden aufkommen, wenn der Bergbau jetzt schon total von den öffentlichen Subventionen abhängt und die öffentlichen Kassen leer sind?
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6
Das Argument der Arbeitslosigkeit kann angesichts der Massenarbeitslosigkeit in anderen Branchen und der notwendigen Umstrukturierung nicht ziehen, zumal die EU-Subventionen eigentlich zum sozialverträglichen Auslaufen des Bergbaus dienen sollen, nicht aber zum weiteren produktiven Abbau. Auch für die Vermarktung der deutschen Bergbautechnik in der Welt benötigt man nicht unbedingt den Abbau unter den Rheindeichen und dicht besiedelten Wohngebieten.

7
Nach all den katastrophalen Überschwemmungen der letzten Zeit sollte auch der Warnung kompetenter Stellen im Hinblick auf die zu befürchtenden Bodenabsenkungen in den Abbaugebieten und vor der damit verbundenen erhöhten Überschwemmungs-gefahr durch den Rhein absolut mehr Gehör verschafft werden. Die bei der Erörterung alarmierenden Ausführungen von Prof. Latif, Max-Planck-Institut, Hamburg, über zu erwartende Starkregenereignisse können nicht überhört oder einfach beiseite geschoben werden. Selbst Minister Clement wollte und konnte ein Restrisiko für den Niederrhein nicht ausschließen. Dabei geht es nicht nur um Deichbrüche. Die abgesenkten Räume am Niederrhein würden bei den von Prof. Latif vorhergesagten Starkregenfällen einfach vollaufen.


Laut RP vom 21.02.03 kommt Herr Biallas von der Bezirksregierung Düsseldorf beim „Runden Tisch zum Hochwasserschutz“ zu dem Ergebnis, daß in den durch die DSK tiefergelegten Gebieten keine neue Bebauung stattfinden solle. Was geschieht im Ernstfall mit den Menschen, die schon immer hier wohnen? Ihnen wurde vor Baubeginn in den 60er Jahren versichert, der Bergbau werde hier nicht abbauen.


Es ist unerträglich, zu wissen, daß heutige Fluchtgebiete für den Katastrophenfall, wie z.B. der Ortsteil Annaberg, dann durch Tieferlegung nicht mehr existieren und nichts dagegen unternommen wird.

8
Kaum eine/r der betroffenen Bürger/innen wird in der Lage sein, ihr/sein Recht gegen den Bergbau durch alle juristischen Instanzen hindurch zu verteidigen, wenn sie/er nicht ihr/sein gesamtes Vermögen dafür einsetzen will, und das mit sehr vagen Erfolgsaussichten.

Aus all den genannten Gründen bitten wir den Petitionsausschuß, sich der Sache anzunehmen 

und auf die Entscheidungsträger einzuwirken, daß die begründeten Befürchtungen der Bürger 

rechtzeitig wahrgenommen und berücksichtigt werden.

Nach unserer Ansicht darf es nicht sein, daß unsere im GG verankerten Grundrechte, die einen 

sozialen Rechtsstaat garantieren, in heutiger Zeit weniger schwer wiegen als uralte vordemo-

kratische Bergbaurechte aus der Zeit des ‚Steinzeitkapitalismus‘. Durch sie wird unsere Heimat, 

unsere Lebensqualität im Alter und die Zukunft unserer Kinder und Enkel, natürlich auch der 

Bergleute, aufs Spiel gesetzt. Mit nicht zu überbietender Menschenverachtung, Selbstherrlichkeit 

und Kompromißlosigkeit äußerten sich die DSK-Vertreter im Anhörungsverfahren, in dem sie 

Einwendungen zum Schutzgut Mensch einfach als nicht relevant für das Verfahren bezeichneten.

Wenn hier die Politik nicht korrigierend eingreift, braucht sich niemand über Staatsverdrossenheit 

und mangelnde Wahlbeteiligung zu wundern.

Die auf der beigefügten Unterschriftenliste ebenfalls betroffenen Bürgerinnen und Bürger schließen 

sich unserer Petition an.

Mit freundlichen Grüßen

